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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2024 Ausgegeben am 15. Februar 2024 Teil 1T

53. Verordnung: Land- und forstwirtschaftliche Verordnung Personliche Schutzausriistung

53. Verordnung des Bundesministers fiir Arbeit und Wirtschaft iiber den Schutz der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft durch
personliche Schutzausriistung (Land- und forstwirtschaftliche Verordnung Personliche
Schutzausriistung LF-PSA-V)

Auf Grund des Abschnittes 20, insbesondere des § 239 Z 5 Landarbeitsgesetz 2021 (LAG), BGBI. I
Nr. 78/2021, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 189/2023, wird verordnet:
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1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt fiir die Beschéftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in
Arbeitsstéitten im Sinn des § 202 Abs. 1 und 2 LAG und auf Baustellen (zB im Rahmen des land- und
forstwirtschaftlichen Nebengewerbes).

(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten auch fiir personliche Schutzausriistungen, die nach
anderen Arbeitnehmerschutzvorschriften zur Verfiigung zu stellen sind.
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(3) Soweit in dieser Verordnung auf Bundesgesetze oder auf andere Verordnungen des Bundes
verwiesen wird, sind diese in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Unter personlicher Schutzausriistung im Sinn dieser Verordnung versteht man Ausriistungen
und Zusatzausriistungen im Sinne des § 237 Abs.2 LAG ceinschlieflich Hautschutz fiir die
Inverkehrbringervorschriften einschlieBlich harmonisierter Normen der EU gelten.

(2) Keine personliche Schutzausriistung im Sinn dieser Verordnung sind insbesondere:

1. Berufskleidung und Uniformen, die nicht speziell dem Schutz von Sicherheit und Gesundheit der
Arbeitnehmerin bzw. des Arbeitnehmers dienen,

2. Ausriistungen wie Flucht- und Rettungsmittel,

3. Schutzausriistungen im  StraBenverkehr, soweit fiir diese stralenverkehrsrechtliche
Bestimmungen (wie das Kraftfahrgesetz 1967 — KFG 1967, BGBI. Nr. 267) gelten,

. Arbeitsmittel zur Sportausiibung,
. Selbstverteidigungs -und Abschreckungsmittel,
. tragbare Gerite zur Feststellung und Signalisierung von Risiken und Schadstoffen,

. Sehhilfen an Bildschirmarbeitspldtzen im Sinne der Land- und forstwirtschaftlichen
Bildschirmarbeitsverordnung LF-BS-V, BGBI. II Nr. 51/2024 soweit der Sehhilfe keine
zusétzliche Schutzfunktion zukommt.

~N N L A~

(3) Fachkundige Personen im Sinn dieser Verordnung sind Betriebsangehorige oder sonstige
Personen, die die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Berufserfahrungen hinsichtlich der jeweiligen
personlichen Schutzausriistungen und Zusatzausriistungen besitzen und die Gewdhr fiir eine
gewissenhafte Durchfiihrung der ihnen {ibertragenen Arbeiten bieten.

(4) Optische Strahlung im Sinn dieser Verordnung ist optische Strahlung im Sinn der Land- und
forstwirtschaftlichen Verordnung optische Strahlung (LF-VOPST), BGBI. II Nr. 52/2024.

Allgemeine Pflichten der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber

§ 3. (1) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern am Ort
der Gefahr eine personliche Schutzausriistung zur Verfiigung stellen, die § 237 LAG sowie dieser
Verordnung entspricht, wenn Gefahren nicht durch kollektive technische SchutzmaB3nahmen oder durch
arbeitsorganisatorische Mafinahmen vermieden oder ausreichend begrenzt werden kdnnen. Wird von
Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern personliche Schutzausriistung erworben, die nach den fiir sie
geltenden Rechtsvorschriften gekennzeichnet ist, konnen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, die iiber
keine anderen Erkenntnisse verfligen, davon ausgehen, dass diese personliche Schutzausriistung den fiir
sie geltenden Rechtsvorschriften iiber Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen entspricht.

(2) Die Beschiftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit Tétigkeiten, bei denen eine
der im 2. Abschnitt angefiihrten Gefahren besteht oder auftreten kann, ist nur bei Verwendung geeigneter
personlicher Schutzausriistung zuléssig.

(3) Eine Benutzung personlicher Schutzausriistung durch verschiedene Personen ist nur zuldssig,
wenn dies entweder im 2. Abschnitt vorgesehen ist, bei Gefahr in Verzug oder wenn unvorhersehbare,
unaufschiebbare oder kurzfristig zu erledigende Arbeiten dies erfordern und dies gesundheitlich und
hygienisch unbedenklich ist. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben auch bei Benutzung durch mehrere
Personen fiir eine ausreichende Schutzwirkung der personlichen Schutzausriistung fiir jede einzelne
Arbeitnehmerin bzw. jeden einzelnen Arbeitnehmer zu sorgen.

(4) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben erforderlichenfalls geeignete Behiltnisse filir die
Aufbewahrung beizustellen (zB fiir Schutzbrillen, Atemschutzmasken, Gehorschutz) und Lagerplitze
festzulegen.

(5) Reparaturen, Ersatz- und Instandhaltungsmafinahmen diirfen nur in dem Umfang durchgefiihrt
werden, der von den Herstellerinnen und Herstellern oder Inverkehrbringerinnen und Inverkehrbringern
fiir die betreffende Ausriistung zugelassen ist.

(6) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, dass personliche Schutzausriistung, bei
der die Schutzwirkung nicht mehr gegeben ist (etwa auf Grund von Beschédigungen oder Uberschreitung
von Ablaufdaten), nicht mehr verwendet wird.

(7) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, dass Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer die zur Verfiigung gestellte personliche Schutzausriistung
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1. auBBer in besonderen Ausnahmefdllen nur zu den vorgesehenen Zwecken und gemi3 den
Anweisungen und Bedienungsanleitungen benutzen und

2. nach Benutzung entsprechend ihrer Unterweisung an dem dafiir vorgesehenen Platz lagern.

(8) Réaumlich abgegrenzte Bereiche, in denen persdnliche Schutzausriistung zu verwenden ist, sind
entsprechend zu kennzeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Gefahr nur kurzzeitig besteht und gefahrdete
Personen in sonst geeigneter Weise auf die Gefahr hingewiesen werden.

(9) Auf Verlangen der Arbeitgeberin bzw. des Arbeitgebers haben Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer die gesundheitlichen Erfordernisse in geeigneter Form nachzuweisen.

Arbeitsplatzevaluierung

§ 4. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben bei der Ermittlung und Beurteilung der fiir die
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bestehenden Gefahren gemif3 § 187
LAG auch die Belastungen und sonstigen Einwirkungen, die den Einsatz personlicher Schutzausriistung
erforderlich machen, zu beriicksichtigen und gemill § 188 LAG zu dokumentieren. Besonders zu
beriicksichtigen sind:

1. Art und Umfang der Gefahren, bei denen personliche Schutzausriistung erforderlich ist
(2. Abschnitt),

2. die bei den durchzufiihrenden Arbeiten gegebenen Einsatz- und Umgebungsbedingungen,

3.die fiir die Benutzung der personlichen Schutzausriistung erforderliche Konstitution der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Bewertung der personlichen Schutzausriistung

§ 5. (1) Die Bewertung nach § 237 Abs. 9 LAG hat auf der Grundlage der Ergebnisse des § 4 die
spezifischen Benutzungsbedingungen der personlichen Schutzausriistung am Arbeitsplatz  zu
beriicksichtigen, insbesondere

1. die vorgesehene Verwendungs- und Einsatzdauer der Ausriistung,

2. Haufigkeit und Dauer der Exposition der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gegeniiber den
Gefahren,

3. Ausmaf und Art der Gefahr,

4. die spezifischen Merkmale des Arbeitsplatzes jeder auf die personliche Schutzausriistung
angewiesenen Arbeitnehmerin bzw. jedes auf die personliche Schutzausriistung angewiesenen
Arbeitnehmers, der am Arbeitsplatz gegebenen Bedingungen, der Arbeitsvorginge und der Art
der Tétigkeit,

5. den Tragekomfort und die Leistungsmerkmale der personlichen Schutzausriistung.

(2) Bei der Bewertung ist neben den eventuellen Gefahrenquellen und Beeintrichtigungen, die die
personliche Schutzausriistung selbst darstellen oder bewirken kann, auch die Auswirkung des Tragens der
personlichen Schutzausriistung auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsprechend zu
beriicksichtigen, erforderlichenfalls durch Beschrinkung der Tragedauer mit Tatigkeitswechsel.

(3) Bei der Bewertung ist festzustellen, ob die Unterschreitung des Grenzwertes oder
Expositionsgrenzwertes, sofern ein solcher festgelegt ist, durch Verwendung der personlichen
Schutzausriistung gewéhrleistet ist.

(4) Bei der Bewertung ist festzulegen, ob kiirzere Intervalle fir die wiederkehrenden
Unterweisungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erforderlich sind und ob die Unterweisung
durch Schulungen und erforderlichenfalls durch praktische Ubungen zu erfolgen hat.

Auswahl der personlichen Schutzausriistung

§ 6. (1) Die personliche Schutzausriistung muss auf der Grundlage der Ergebnisse der §§ 4 und 5 so
ausgewdhlt werden, dass eine Beeintrachtigung oder Belastung der Trégerin bzw. des Trigers oder eine
Behinderung bei der Arbeit so gering wie moglich gehalten wird.

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber diirfen nur solche personliche Schutzausriistung zur
Verfiligung stellen, die auf Grund der Ergebnisse der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und der
Bewertung als insgesamt geeignet festgelegt wurde. Die Auswahl personlicher Schutzausriistung hat
entsprechend den Ergebnissen der Evaluierung in Abstimmung mit den jeweiligen Arbeitsbedingungen
und Arbeitsvorgingen sowie allenfalls zusétzlich erforderlicher anderer personlicher Schutzausriistung
oder Arbeitskleidung zu erfolgen.

(3) Verfligt die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber iiber Erkenntnisse, die darauf schlieen lassen,
dass eine personliche Schutzausriistung den fiir sie geltenden Rechtsvorschriften iiber Sicherheits- und
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Gesundheitsanforderungen trotz Kennzeichnung nicht entspricht, sind unverziiglich die Ermittlung und
Beurteilung der Gefahren und die Bewertung der personlichen Schutzausriistung zu iiberpriifen. Ergibt
diese Uberpriifung eine Gefahr fiir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die diese persénliche
Schutzausriistung benutzen miissen, haben die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber geeignete Mainahmen
zum Schutz des Lebens und der Gesundheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu ergreifen.
Erforderlichenfalls ist die Tatigkeit zu beenden und die personliche Schutzausriistung von der weiteren
Benutzung auszuschlieBen.

(4) Erkenntnisse im Sinn des Abs. 3 werden insbesondere erlangt auf Grund eines Unfalles, eines
Beinaheunfalles, eines Verdachts auf Berufskrankheit, einer arbeitsbedingten Erkrankung oder auf Grund
von Informationen von Herstellerinnen und Herstellern, Sicherheitsfachkriften, Arbeitsmedizinerinnen
und Arbeitsmedizinern, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, Priiferinnen und Priifern,
Unfallversicherungstrigern, Behdrden oder sonstigen Personen und Einrichtungen.

(5) Machen verschiedene Gefahren den gleichzeitigen FEinsatz mehrerer personlicher
Schutzausriistungen notwendig (§ 237 Abs. 8 LAG), miissen diese Ausriistungen aufeinander abgestimmt
und muss ihre Schutzwirkung gegen die verschiedenen Gefahren sicher gewahrleistet sein.

(6) Bei Gefahren infolge Uberschreitung von Grenzwerten gefihrlicher Arbeitsstoffe oder von
Expositionsgrenzwerten bei physikalischen Einwirkungen muss die Schutzwirkung von Ausriistungen
jedenfalls gegeniiber jenem Arbeitsstoff oder jener physikalischen Einwirkung, dessen oder deren
Grenzwert tiberschritten ist, sicher gewéhrleistet sein.

(7) Bestehen aufgrund der verschiedenen Gefahren einander widersprechende Anforderungen an die
personlichen Schutzausriistungen, muss die Ausriistung die erforderliche Schutzwirkung jedenfalls gegen
die Gefahren mit dem hochsten Risiko sicher gewihrleisten. Zum Schutz gegen das verbleibende
Restrisiko ist die bestmogliche personliche Schutzausriistung zur Verfiigung zu stellen. Jene
Gefahrenmomente, die dabei nicht vollstindig ausgeschaltet werden koénnen, sind zu verringern, indem
das verbleibende Risiko neu evaluiert wird, dabei ist eine Verbesserung des Schutzes und der
Arbeitsbedingungen durch vorldufige MalBnahmen anzustreben. Den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern sind geeignete Anweisungen zum Schutz gegen vorldufig weiterbestehende
Gefahrenmomente zu erteilen (§ 190 Abs. 2 Z 10 LAG).

(8) Abs. 5 bis 7 gelten auch bei Verwendung nur einer persdnlichen Schutzausriistung bei Vorliegen
verschiedener Gefahren.

(9) An der Auswahl der personlichen Schutzausriistung sind jene Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die personliche Schutzausriistung verwenden miissen, zumindest in dem in § 196 LAG
vorgesehenen Ausmall zu beteiligen. Nach Moglichkeit sind vor der Auswahl von FuB3- und Beinschutz,
Augen- und Gesichtsschutz oder Gehorschutz Trageversuche mit den Sicherheitsvertrauenspersonen
durchzufiihren.

Information und Unterweisung

§ 7. (1) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
personliche Schutzausriistung verwenden miissen, vor der erstmaligen Verwendung und danach, sofern
der 2. Abschnitt nichts anderes bestimmt, gemal §§ 195 und 197 LAG mindestens einmal jdhrlich
nachweislich iiber die personliche Schutzausriistung zu informieren und zu unterweisen. Die
Unterweisung hat durch Schulungen und erforderlichenfalls praktische Ubungen zu erfolgen, wenn dies
im 2. Abschnitt vorgesehen ist oder gemil3 § 5 Abs. 4 bei der Bewertung festgelegt wurde.

(2) Die Information geméf Abs. 1 hat vor der erstmaligen Verwendung zumindest zu umfassen:

1. gegen welche Gefahren die zur Verfiigung gestellte personliche Schutzausriistung bei
zweckentsprechender Verwendung schiitzt,

2. die Ergebnisse der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und die festgelegten
Gefahrenverhiitungsmafinahmen,

3. die Bewertung und Auswahl der personlichen Schutzausriistung,

4. die Sicherheits- und Gesundheitsgefahren bei Nichtverwendung der personlichen
Schutzausriistung,

5. die Sicherheits- und Gesundheitsgefahren bei allenfalls weiterbestehenden Restrisiken.
Die wiederkehrende Information muss zumindest die Inhalte der Z 1, 4 und 5 umfassen.

(3) Erforderlichenfalls sind auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die Information
einzubeziehen, die in unmittelbarer Ndhe von Bereichen tdtig sind, in denen persdnliche
Schutzausriistung zu verwenden ist. Dies gilt auch fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die bei ihrer
Tatigkeit solche Bereiche durchqueren miissen.
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(4) Die Unterweisung gemél Abs. 1 hat zumindest zu umfassen:
1. die bestimmungsgemaife Benutzung unter Beachtung allfélliger Verwendungsbeschrankungen,
2. die ordnungsgeméle Lagerung vor der ersten Verwendung,

3.die ordnungsgemidfie Aufbewahrung zwischen den einzelnen Verwendungen sowie die
Aufbewahrungsplitze fiir personliche Schutzausriistung, wenn solche festgelegt sind,

4. die Reinigung und Pflege,

. die sachgerechte Entsorgung,

6. das Erkennen von die Schutzwirkung beeintrichtigenden Beschddigungen und Méngeln
(Sichtpriifung vor der Verwendung),

7. Verhaltens- und Verfahrensregeln bei die Schutzwirkung beeintriachtigenden festgestellten
Beschiddigungen und Mingeln,

8. alle sonstigen MaBnahmen, die fiir Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei Benutzung personlicher Schutzausriistung bei der Arbeit zu treffen sind.

9]

(5) Bei Information und Unterweisung (Schulungen, Ubungen) sind die Angaben der Herstellerinnen
und Hersteller sowie Inverkehrbringerinnen und Inverkehrbringer zu beriicksichtigen.

(6) Die Verwenderinformationen sind den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in einer fiir sie
verstindlichen Form zur Verfiigung zu stellen.

(7) Verwenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die personliche Schutzausriistung regelmafig
(zB wochentlich), so konnen in der Arbeitsplatzevaluierung abweichend von Abs. 1 fiir die
wiederkehrende Information und Unterweisung sowie fiir die Ubungen nach § 14 Abs. 6 und § 15 Abs. 7
Z?2 léngere Intervalle, maximal aber drei Jahre, festgelegt werden, wenn durch in der
Arbeitsplatzevaluierung vorgesehene MaBnahmen ein wirksamer Schutz der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer erreicht wird. Dies gilt nicht fiir § 14 Abs. 5 Z 3.

2. Abschnitt
Besondere Bestimmungen iiber personliche Schutzausriistung

Fuf3- und Beinschutz

§ 8. (1) Unter FuB3- und Beinschutz versteht man die persdnliche Schutzausriistung zum Schutz der
Gliedmaflen der unteren Extremititen vor Verletzungen, vor Schidden durch ldnger andauernde
Beanspruchung, vor anderen schiddigenden Einwirkungen und zum Schutz vor Ausrutschen (zB
Sicherheitsschuhe, Schutzstiefel, Schnittschutzhosen).

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern FuB- oder
Beinschutz zur Verfligung stellen, wenn fiir diese eine oder mehrere der nachfolgenden Gefahren (§ 4)
bestehen:

1. mechanische Gefahren durch Anstoflen an Gegenstinde, Einklemmen, umfallende, herabfallende
oder abrollende Gegenstinde, Hineintreten oder Hineinknien in spitze oder scharfe Gegensténde
oder durch sonstige Kontakte mit spitzen oder scharfen Gegensténden,

2. thermische Gefahren durch Kontakt mit heilen oder kalten Oberflichen oder Medien
(Berithrungswirme, -kilte), Gasen (Konvektionswiarme), Wirmestrahlung, Flammenwirkung,
Funken oder Spritzer heiler Flissigkeiten,

3. Gefahren durch gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe, wie chemische Gefahren durch feste,
flissige oder gasformige Substanzen,

4. Gefahren durch biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4, wie Bakterien, Viren oder
sonstige Mikroorganismen,

5. Gefahren durch optische Strahlung,
6. elektrische Gefahren,

7. Gesundheitsgefahren fiir Gewebe oder Muskel-Skelett-Apparat bei Arbeiten in lénger
andauernder kniender Haltung,

8. Gefahren durch Hitze, Kélte, Feuchtigkeit, Nésse oder Witterung,
9. Gefahren durch starke Verunreinigungen,
10. Gefahr des Ausrutschens auf geneigten oder rutschigen Untergriinden.

(3) Bei der Auswahl eines bestimmten FuB- oder Beinschutzes sind insbesondere vorhandene
FuBldeformationen oder FuBfehlstellungen der Trégerinnen und Triager sowie Folgen von Erkrankungen
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oder Verletzungen zu beriicksichtigen, die eine besondere Anpassung des Fuf3- oder Beinschutzes
erforderlich machen.

(4) Ist die Tétigkeit mit Gesundheitsgefahren fiir den Muskel-Skelett-Apparat infolge lédnger
andauernder Beanspruchung verbunden (zB ldnger andauerndes Stehen oder Gehen, Knien, lédnger
andauernde manuelle Handhabung schwerer oder sperriger Lasten) ist FuB- oder Beinschutz so
auszuwihlen, dass bestmoglicher Schutz vor Schiadigungen des Muskel-Skelett-Apparats gewéhrleistet
ist.

(5) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben bei der Benutzung von Ful3- oder Beinschutz durch
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dafiir zu sorgen, dass fiir jede gefahrdete Arbeitnehmerin und
jeden gefahrdeten Arbeitnehmer ein Ful3- oder Beinschutz zur alleinigen Benutzung zur Verfligung steht,
sofern dieser direkt am Korper getragen wird, wie Schuhe oder Hosen.

Kopf- und Nackenschutz

§ 9. (1) Unter Kopf- und Nackenschutz versteht man die personliche Schutzausriistung zum Schutz
des Kopfes und des Nackens einschlieBlich des hinteren Halses vor Verletzungen und vor anderen
Schadigungen.

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Kopf- oder
Nackenschutz zur Verfiigung stellen, wenn fiir diese eine oder mehrere der nachfolgenden Gefahren (§ 4)
bestehen:

1. mechanische Gefahren durch herabfallende Gegenstinde, AnstoBen an Gegenstinde, pendelnde,
umfallende oder wegfliegende Gegenstinde, Erfasstwerden durch bewegte oder drehende Teile
von Arbeitsmitteln oder sonstige Gegenstiande,

2. thermische Gefahren durch Kontakt mit heilen oder kalten Oberflichen oder Medien
(Berithrungswirme, -kilte), Gasen (Konvektionswiarme), Wirmestrahlung, Flammenwirkung,
Funken oder Spritzer heier Fliissigkeiten,

3. elektrische Gefahren,

4. Gefahren durch Hitze, Kélte, Nisse oder Witterung,

5. Gefahren durch optische Strahlung.

(3) Bei der Auswahl eines bestimmten Kopf- oder Nackenschutzes sind insbesondere vorhandene
Besonderheiten der Triagerinnen und Triger beziiglich Kopfform oder Folgen von Erkrankungen oder
Verletzungen zu beriicksichtigen, die eine besondere Anpassung des Kopf- oder Nackenschutzes
erforderlich machen.

(4) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Benutzung von Kopf- oder Nackenschutz
Folgendes gewéhrleisten:

1. Fiir jede gefdhrdete Arbeitnehmerin und jeden gefdhrdeten Arbeitnehmer muss ein Kopf- oder
Nackenschutz zur alleinigen Benutzung zur Verfiigung stehen.

2. Zubehorteile diirfen nur entsprechend den Herstellerangaben angebracht oder ausgetauscht
werden.

3. Auf Kopf- oder Nackenschutz diirfen Anstrichstoffe, Losemittel, Klebemittel oder selbstklebende
Etiketten nur dann aufgebracht werden, wenn die Schutzwirkung nicht beeintrachtigt wird. Dabei
sind die Herstellerangaben zu beriicksichtigen.

4. Schutzhelme miissen so angepasst oder eingestellt werden, dass ein Herabfallen des Helmes vom
Kopf bei Bewegungen der Tréagerin bzw. des Tréigers verhindert wird. Erforderlichenfalls sind
Schutzhelme mit Kinnriemen zu verwenden. Das gilt auch flir AnstoBBkappen.

Augen- und Gesichtsschutz

§ 10. (1) Unter Augen- und Gesichtsschutz versteht man die personliche Schutzausriistung zum
Schutz der Augen und des Gesichts vor Verletzungen und vor anderen Schiadigungen.

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Augen- oder
Gesichtsschutz zur Verfiigung stellen, wenn fiir diese eine oder mehrere der nachfolgenden Gefahren
(§ 4) bestehen:

1. mechanische Gefahren durch Fremdkorper und Festkorper, wie Stdube, Spéne, Splitter oder
Korner,

2. Gefahren durch optische Strahlung, Lichtblendung,

3. Gefahren durch gesundheitsgefdhrdende Arbeitsstoffe, wie chemische Gefahren durch feste,
fliissige oder gasformige Substanzen,
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4. thermische Gefahren durch Kontakt mit heilen oder kalten Oberflichen oder Medien
(Beriihrungswiarme, -kilte), Gasen (Konvektionswarme), Wiarmestrahlung, Flammenwirkung,
Funken oder Spritzer heifler Fliissigkeiten,

5. Gefahren durch biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4, wie Bakterien, Viren oder
sonstige Mikroorganismen,

6. elektrische Gefahren wie Lichtbdgen, Verblitzen.

(3) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Auswahl eines bestimmten Augen- oder
Gesichtsschutzes die Beachtung vorhandener Fehlsichtigkeiten und sonstiger Seheinschrankungen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie erforderlichenfalls das Erkennen von Sicherheits- und
Gesundheitsschutzkennzeichnungen und sonstigen Seherfordernissen bei der Arbeit gewahrleisten. Wenn
eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitnehmer auf Grund einer Fehlsichtigkeit oder sonstigen
Seheinschrinkung einen Sehbehelf verwendet, muss der Augenschutz so ausgewihlt werden, dass der
Sehbehelf ohne Beeintrichtigung getragen werden kann (zB Uberbrille). Bei besonderen
Seherfordernissen bei iiberwiegend durchzufithrenden Arbeitsvorgéngen ist erforderlichenfalls ein optisch
korrigierter Augenschutz zur Verfligung zu stellen.

(4) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben bei der Benutzung von Augen- oder Gesichtsschutz
durch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dafiir zu sorgen, dass fiir jede gefdhrdete Arbeitnehmerin
bzw. jeden gefihrdeten Arbeitnehmer ein Augen- oder Gesichtsschutz zur alleinigen Benutzung zur
Verfligung steht.

Gehorschutz

§ 11. (1) Unter Gehorschutz versteht man die personliche Schutzausriistung zur Verringerung und
zur Vermeidung der Einwirkung von Larm auf das Gehor.

(2) Bei der Bewertung von Gehdrschutz sind insbesondere die Einfliisse der Arbeitsumgebung, wie
Warnsignale, informationshaltige Arbeitsgerdusche, Ortung von Schallquellen, Sprachkommunikation,
hohe Temperaturen oder Staub zu beachten.

(3) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Auswahl eines bestimmten Gehorschutzes
vorhandene medizinische Auffilligkeiten (zB Gehorgangsreizungen) und vorhandene Horverluste der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie das Horen von Signalen beachten. Gehorschutz ist so
auszuwihlen, dass die Leistungswerte den erforderlichen Schutz bieten, aber nach Mdglichkeit eine
akustische Isolation vermieden wird.

(4) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Benutzung von Gehdrschutz durch
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gewihrleisten, dass fiir jede gefihrdete Arbeitnehmerin bzw. jeden
gefahrdeten Arbeitnehmer ein Gehoérschutz zur alleinigen Benutzung zur Verfligung steht.

(5) Die Unterweisung (§ 7 Abs. 4) hat insbesondere auch zu umfassen:

1. Anpassen und Einstellen sowie richtige Anwendung des Gehorschutzes,

2. Horbarkeit von Sprache sowie Warn- und Alarmsignalen,

3. Ausgabe und Verfiigbarkeit von Gehorschutz,

4. jeweils besondere Eigenschaften bei Zurverfiigungstellung unterschiedlichen Gehorschutzes.

Hand- und Armschutz

§ 12. (1) Unter Hand- und Armschutz versteht man die personliche Schutzausriistung zum Schutz
der GliedmaBen der oberen Extremititen (Hinde, Arme bis iiber den Ellbogen) vor Verletzungen, vor
arbeitsbedingten Hautschdadigungen und anderen Schiadigungen (zB durch Vibrationen).

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen Arbeitnehmern Hand- oder
Armschutz zur Verfiigung stellen, wenn fiir diese eine oder mehrere der nachfolgenden Gefahren (§ 4)
bestehen:

1. mechanische Gefahren durch Schneiden, Sdgen, AnstoBen an Gegenstinde, Einklemmen,
umfallende, herabfallende oder abrollende Gegenstinde, Stofe, Hineingreifen in spitze oder
scharfe Gegenstinde oder durch sonstige Kontakte mit spitzen oder scharfen Gegenstdnden oder
solchen mit abrasiver Wirkung,

2. Gefahren durch gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe, wie chemische Gefahren durch feste,
fliissige oder gasformige Substanzen, insbesondere hautschidigende oder hautgingige
Arbeitsstoffe,

3. thermische Gefahren durch Kontakt mit heilen oder kalten Oberflichen oder Medien
(Beriihrungswérme, -kélte), Gasen (Konvektionswirme), Wéarmestrahlung, Flammenwirkung,
Funken oder Spritzer heifler Fliissigkeiten,
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4. Gefahren durch biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4, wie Bakterien, Viren oder
sonstige Mikroorganismen,

. elektrische Gefahren wie elektrischer Strom, Lichtbogen,

. Gefahren durch Vibration,

. Gefahren durch optische Strahlung,

. Gefahren durch starke Verunreinigungen,

9. Gefahren durch Einwirkung von Hitze, Kélte, Feuchtigkeit, Nasse oder Witterung.

0 3 N D

(3) Bei der Bewertung von Hand- oder Armschutz sind insbesondere zu beachten:
1. das erforderliche Tastgefiihl und Greifvermdgen,
2. die erforderliche SchutzhandschuhgréBe und Stulpenlidnge,
3. die Herstellerangaben iiber die Schutzwirkung zB gegeniiber bestimmten Chemikalien,
4.die von den Herstellerinnen und Herstellern angegebene Durchbruchszeit gegeniiber
Chemikalien.
(4) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Benutzung von Hand- oder Armschutz durch
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Folgendes gewiéhrleisten:

1. fir jede gefahrdete Arbeitnehmerin bzw. jeden gefahrdeten Arbeitnehmer muss Hand- oder
Armschutz zur alleinigen Benutzung zur Verfligung stehen,

2.bei der Benutzung von Chemikalienschutzhandschuhen sind die Herstellerangaben {iber
Durchléssigkeit, Durchbruchszeit und Materialbestéindigkeit einzuhalten,

3. die Benutzung von Hand- oder Armschutz ist nicht zulédssig, wenn die Gefahr des Erfasstwerdens
der Hande durch bewegte oder drehende Teile von Arbeitsmitteln oder sonstigen Gegenstidnden
besteht,

4. Anwendung der Hautmittel entsprechend den Festlegungen gemal3 § 13 Abs. 3,
5. tragefreie Zeiten zur Regeneration sind vorzusehen.

(5) Die Unterweisung (§ 7 Abs. 4) hat insbesondere auch zu umfassen:
1. richtiges An- und Ablegen des Hand- oder Armschutzes,
2. zuldssige Tragedauer, regelmifiger Handschuhwechsel,

3. tragefreie Zeiten zur Regeneration, Mafinahmen zwischen den Trageperioden (zB geeigneter
Wechsel von Tétigkeiten mit und ohne Handschuhe),

4. Verbot der Verwendung von Handschuhen, wenn die Gefahr des Erfasstwerdens der Hénde
durch bewegte oder drehende Teile oder sonstige Gegenstiande besteht.
Hautschutz

§ 13. (1) Unter Hautschutz versteht man den systematischen Schutz der Haut durch duBerlich auf die
Haut aufzubringende Hautmittel (Hautschutz, Hautreinigung, Hautpflege) als personliche
Schutzausriistung zum Schutz vor Hauterkrankungen und Hautschddigungen bei der Arbeit.

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die
erforderlichen Hautmittel in geeigneter und den hygienischen Anforderungen entsprechender Form zur
personlichen Anwendung zur Verfligung stellen, wenn eine oder mehrere der nachfolgenden Gefahren
(§ 4) bestehen:

1. Gefahren durch gesundheitsgefdhrdende Arbeitsstoffe, insbesondere bei direktem Kontakt,

2. Gefahren durch biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4, insbesondere bei direktem
Kontakt,

. Gefahren durch optische Strahlung,

. Gefahren durch Einwirkung von Feuchtigkeit, Nésse oder Witterung,

. Gefahren durch Einwirkung von Kilte,

. Gefahren durch starke Verunreinigungen,

7. Gesundheitsgefahren durch langer andauerndes Tragen von Schutzhandschuhen.

AN LN AW

(3) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen fiir den Hautschutz sowie bei der Benutzung von
Hand- oder Armschutz durch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf Grundlage der Ergebnisse der
Ermittlung und Beurteilung der Gefahren schriftlich festlegen, bei welchen betrieblichen
Arbeitsvorgdngen und in welchen Arbeitsbereichen jeweils welche Hautmittel (Hautschutz,
Hautreinigung, Hautpflege), sowie falls Hand- oder Armschutz ausgewéhlt wurde, welcher Hand- oder
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Armschutz anzuwenden ist, wobei jeweils die Produktnamen sowie Informationen iiber Art, Zeitpunkte
und Intervall der Anwendung anzugeben sind.

(4) Bei der Bewertung von Hautmitteln fiir den Hautschutz sind insbesondere die Hersteller- und
Inverkehrbringerangaben zu beachten (zB iiber die Schutzwirkung gegeniiber optischer Strahlung, Dauer
der Schutzwirkung).

(5) Die Unterweisung (§ 7 Abs. 4) hat insbesondere auch zu umfassen:
1. richtiges Aufbringen der Hautmittel,
2. die Festlegungen gemdB Abs. 3 entsprechend der Hautgefdhrdung.

Persdnliche Schutzausriistung gegen Absturz, Ertrinken und Versinken

§ 14. (1) Unter personlicher Schutzausriistung gegen Absturz (Absturzsicherungssysteme) versteht
man die personliche Schutzausriistung zur Sicherung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern an
einem Anschlagpunkt, die einen Absturz entweder ganz verhindert (Haltesysteme) oder die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sicher auffingt (Auffangsysteme). Unter personlicher
Schutzausriistung gegen Ertrinken oder Versinken versteht man die personliche Schutzausriistung, die in
eine Flissigkeit gestiirzte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer so schnell wie moglich an die
Oberfliche zuriickbringt und in einer Position hélt, die bis zur Rettung das Atmen ermdglicht
(Rettungswesten, Schwimmwesten, Rettungskombinationen, Schwimmbhilfen).

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern personliche
Schutzausriistung gegen Absturz, Ertrinken oder Versinken zur Verfiigung stellen, wenn fiir diese eine
oder mehrere der nachfolgenden Gefahren (§ 4) bestehen:

1. Absturz,
2. Versinken,
3. Ertrinken.

Soweit eine zur Verfiigung gestellte personliche Schutzausriistung gegen Absturz ausreichend auch gegen
die Gefahr des Versinkens oder Ertrinkens schiitzt, ist keine spezifische personliche Schutzausriistung
gegen Versinken oder Ertrinken zusétzlich erforderlich.

(3) Bei der Festlegung von SchutzmaBinahmen sind auch die erforderlichen Berge- und
RettungsmafBinahmen zu beriicksichtigen.

(4) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Benutzung von personlicher Schutzausriistung
gegen Absturz durch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Folgendes in Ubereinstimmung mit
Hersteller- und Inverkehrbringervorschriften gewéhrleisten:

1. durch geeignete Auswahl und Verankerung ist sicherzustellen, dass ein Aufprallen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf den Boden oder auf andere Hindernisse
ausgeschlossen ist,

2. personliche Schutzausriistung gegen Absturz darf nur zur Sicherung von Personen, nicht jedoch
fir andere Zwecke, zB als Anschlagmittel fiir Lasten, verwendet werden,

3. Anschlagpunkte fiir Absturzsicherungssysteme miissen den im Fall eines Absturzes auftretenden
Kriften standhalten konnen,

4. Verbindungsmittel, bewegliche Fithrungen sowie einzichbare Verbindungsmittel von
Hohensicherungsgeréten diirfen nicht ungeschiitzt tiber scharfe Kanten gefiihrt werden,

5. bei Einsatz von Hohensicherungsgeriten in horizontaler Richtung diirfen nur solche Gerite
verwendet werden, die die Herstellerin bzw. der Hersteller in Bezug auf Funktion bei
waagrechtem Auszug und Kantenbeanspruchung dafiir vorgesehen hat,

6. Teile von verschiedenen Halte- bzw. Auffangsystemen diirfen nur miteinander kombiniert
werden, wenn die Herstellerinnen und Hersteller oder Inverkehrbringerinnen und
Inverkehrbringer dies nicht ausgeschlossen haben,

7. Hohensicherungsgeréte diirfen fiir Arbeiten an oder iiber Gewéssern oder anderen Stoffen, wenn
die Gefahr des Versinkens besteht, nicht verwendet werden,

8. Teile von Absturzsicherungssystemen, die am Kdorper getragen werden (Haltegurt, Auffanggurt),
sind denjenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, fiir die die Sicherung gegen Absturz
erforderlich ist, zur alleinigen Benutzung zur Verfiigung zu stellen, wenn langfristige Tragedauer
und hohe Tragehéufigkeit zu erwarten sind,

9. beschddigte oder durch Sturz beanspruchte personliche Schutzausriistungen gegen Absturz sind
der Benutzung zu entziehen,
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10. fiir den Fall eines Absturzes ist durch geeignete Maflnahmen eine unverziigliche Rettung zu
gewidhrleisten,

11. Verbindungsmittel diirfen nicht durch Verknoten befestigt, gekiirzt oder verlangert werden,

12. Verbindungsmittel mit Falldimpfern miissen so angeschlagen werden, dass die Funktion der
Falldampfer nicht beeintrachtigt wird,

13. Sicherungen von Karabinerhaken gegen unbeabsichtigtes Offnen miissen benutzt werden,

14. die ordnungsgemiBe Sicherung der Karabinerhaken gegen unbeabsichtigtes Offnen ist in

regelméBigen Zeitabstinden zu kontrollieren.

(5) Die Unterweisung muss durch eine fachkundige Person erfolgen. Die Unterweisung (§ 7 Abs. 4)
hat insbesondere auch zu umfassen:

1. richtiges An- und Ablegen der personlichen Schutzausriistung,
2. ordnungsgeméfe Verankerung von personlicher Schutzausriistung gegen Absturz,
3. allenfalls erforderliche Berge- und Rettungsmafinahmen.

(6) Uber das richtige An- und Ablegen von personlicher Schutzausriistung gegen Absturz, Ertrinken
oder Versinken sowie die Durchfiihrung von Berge- und Rettungsmafinahmen sind mindestens einmal
jéhrlich Ubungen abzuhalten. In die Ubungen sind alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
einzubeziehen, die Auffangsysteme oder personliche Schutzausriistung gegen Ertrinken oder Versinken

benutzen miissen. Diese Ubungen miissen durch eine fiir Absturzsicherungssysteme fachkundige Person
geplant und durchgefiihrt werden.

(7) Absturzsicherungssysteme diirfen nur verwendet werden, wenn die erforderlichen Priifungen
durchgefiihrt wurden. Fiir die Priifung von Absturzsicherungssystemen gilt:

1. Gegenstinde des Absturzsicherungssystems miissen entsprechend den Einsatzbedingungen und
den betrieblichen Verhiltnissen nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jéhrlich, auf ihren
ordnungsgeméfBen Zustand durch eine fachkundige Person gepriift werden;

2. feste Fithrungen von Steigschutzeinrichtungen miissen entsprechend den Einsatzbedingungen
und den betrieblichen Verhéltnissen in regelméBigen Zeitabstéinden auf ihren ordnungsgemafen
Zustand durch eine fachkundige Person gepriift werden;

3. die Ergebnisse der Priiffungen sind in Priifbefunden festzuhalten. Der Priifbefund muss
beinhalten:

a) Priifdatum,

b) Name und Anschrift der Priiferin bzw. des Priifers, Bezeichnung der Priifstelle, Unterschrift
der Priiferin bzw. des Priifers,

c¢) Ergebnis der Priifung,
d) Angaben tiber die der Priifung zu Grunde gelegten Priifinhalte;
4. die Priifbefunde sind von den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bis zum Ausscheiden der
personlichen Schutzausriistung aufzubewahren.
Atemschutz

§ 15. (1) Unter Atemschutz versteht man die Atemschutzgerdte als personliche Schutzausriistung
zum Schutz der Trédgerin bzw. des Trdgers vor dem Einatmen von gesundheitsgefdhrdenden oder
biologischen Stoffen aus der Umgebungsatmosphére oder vor Sauerstoffmangel bei der Arbeit.

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Atemschutz
zur Verfiigung stellen, wenn fiir diese eine oder mehrere der nachfolgenden Gefahren (§ 4) fiir die
Atmung bestehen:

1. Konzentration  der  gesundheitsgefdhrdenden  oder  biologischen  Stoffe in  der
Umgebungsatmosphire,

2. Sauerstoffkonzentration unter 15 Volumsprozent in der Umgebungsatmosphére.
(3) Atemschutz ist so auszuwihlen, dass die inhalative Einwirkung von gefihrlichen Stoffen

zumindest soweit minimiert wird, dass die Grenzwerte (MAK-, TRK-Werte einschlie3lich Kurzzeitwerte
oder Bewertungsindex fiir Stoffgemische) fiir die Tragerinnen und Tréger sicher unterschritten werden.

(4) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sind folgende Einfliisse auf die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu beriicksichtigen:
1. korperliche Belastung,
2. Tragedauer pro Arbeitseinsatz,
3. Anzahl der Arbeitseinsétze pro Arbeitsschicht,
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Lénge von Pausen zwischen den Arbeitseinsitzen,
Einfliisse der Arbeitsumgebung wie Lufttemperatur, Luftfeuchtigkeit, Strahlungswérme.

(5) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Benutzung von Atemschutzgeriten Folgendes
gewihrleisten:

1.

Bei langer Tragedauer oder hoher Tragehdufigkeit miissen fiir jede gefahrdete Arbeitnehmerin
bzw. jeden gefdhrdeten Arbeitnehmer Atemanschliisse zur alleinigen Benutzung zur Verfiigung
stehen. Einwegfiltermasken (filtrierender Atemanschluss) sind unabhéngig von der Tragedauer
oder Tragehdufigkeit immer fiir jede gefdhrdete Arbeitnehmerin bzw. jeden gefdhrdeten
Arbeitnehmer zur alleinigen Benutzung zur Verfiigung zu stellen.

. Entsprechend dem Ergebnis der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sind erforderlichenfalls

die Tragedauer und die Anzahl der Arbeitseinsitze zu beschrinken. Zwischen den
Arbeitseinsdtzen sind die fir die Erholung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
erforderlichen Pausen zu gewahren.

. Filtergerdte zum Schutz vor Schadstoffen diirfen nur dann verwendet werden, wenn die

Umgebungsatmosphére eine Sauerstoffkonzentration von mindestens 17 Volumsprozent enthélt.
Vor dem Einsatz von Filtergeriten ist die Sauerstoffkonzentration zu messen. Eine Messung ist
nicht erforderlich, wenn zweifelsfrei feststeht, dass der Sauerstoffgehalt der Luft iiber dem
angefiihrten Wert liegt.

. Bei unklaren Einsatzbedingungen sowie in kleinen, engen oder schlecht beliifteten R&dumen und

Behiltern diirfen Filtergerite nicht verwendet werden. In solchen Fillen sind geeignete, von der
Umgebungsatmosphére unabhingige Atemschutzgerite (Isoliergerite) zu verwenden.

. Fiir Notfélle wie Erschdpfung oder Atemnot ist durch geeignete MaBnahmen eine unverziigliche

Rettung zu gewihrleisten.

(6) Die Unterweisung (§ 7 Abs. 4) hat insbesondere auch zu umfassen:

1.
. richtiges An- und Ablegen der Atemschutzgerite,

. Funktionskontrolle,

. zulassige Tragedauer,

. Verhalten bei Notfillen,

. allenfalls erforderliche Maflnahmen zwischen den Trageperioden,
7.
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Einsatzbedingungen, Handhabung und Wartung,

Funktion von Sicherheits- und Warneinrichtungen.

(7) Fiir die Unterweisung iiber den Atemschutz gilt:

1.

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber haben dafiir zu sorgen, dass die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer im An- und Ablegen der Atemschutzgerite und in der Funktionskontrolle geschult
werden.

. Uber das An- und Ablegen von Atemschutzgeriten sind Ubungen im Abstand von maximal

sechs Monaten durchzufiihren. Bei diesen Ubungen ist die Unterweisung iiber die
Funktionskontrolle zu wiederholen.

. Die Unterweisung und Ubungsdurchfiihrung fiir die Benutzung von Isoliergeriten hat durch

fachkundige Personen zu erfolgen. Das sind insbesondere im Grubenrettungs- und
Gasrettungswesen oder in Feuerwehrschulen tdtige Personen oder Personen, die durch
Herstellerinnen und Hersteller von Atemschutzgeridten ausgebildet und regelméBig (mindestens
alle fiinf Jahre) fortgebildet werden.

(8) Fiir die Priifung von Atemschutzgeraten gilt:

1.

Filter- und Isoliergerdte sind mindestens vierteljahrlich von fachkundigen Personen auf ihren
ordnungsgeméfBen Zustand und die Einhaltung der Schutzfunktion zu priifen. Dies gilt nicht fiir
originalverpackte Filtergerite (einschlieflich Einwegfiltermasken);

. Filter- und Isoliergerite diirfen nur verwendet werden, wenn die erforderlichen Priifungen

durchgefiihrt wurden,;

. die Ergebnisse der Priifungen sind in Priifbefunden festzuhalten. Der Priifbefund muss

beinhalten:
a) Priifdatum,

b) Name und Anschrift der Priiferin bzw. des Priifers, Bezeichnung der Priifstelle, Unterschrift
der Priiferin bzw. des Priifers,

c¢) Ergebnis der Priifung,
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d) Angaben iiber die der Priifung zu Grunde gelegten Priifinhalte;
4. die Priifbefunde sind von den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern bis zum Ausscheiden der
personlichen Schutzausriistung aufzubewahren.
Schutzkleidung

§ 16. (1) Unter Schutzkleidung versteht man die personliche Schutzausriistung zum Schutz des
Korpers vor Verletzungen und anderen arbeitsbedingten Schédigungen sowie sonstigen schddigenden
Einwirkungen (zB Saureschutzkleidung, Wetterschutzkleidung, Kilteschutzkleidung, Warnkleidung).

(2) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
Schutzkleidung zur Verfiigung stellen, wenn fiir diese eine oder mehrere der nachfolgenden Gefahren
(§ 4) bestehen:

1. mechanische Gefahren durch Stiche, Schnitte, Scheuern, Stidube, Erfasstwerden durch bewegte
oder drehende Teile oder sonstige Gegenstande, Kontakt mit Schneiden oder Sdgen oder anderen
spitzen oder scharfen Gegensténden,

2. elektrische Gefahren wie elektrische Spannung und elektrostatische Aufladung,

3. Gefahren durch gesundheitsgefahrdende Arbeitsstoffe, wie chemische Gefahren durch feste,
flissige oder gasformige Substanzen, insbesondere bei Kontakt mit hautschddigenden oder
hautgéngigen Arbeitsstoffen,

4. Gefahren durch biologische Arbeitsstoffe der Gruppe 2, 3 oder 4, wie Bakterien, Viren oder
sonstige Mikroorganismen,

. Gefahren durch starke Verunreinigungen,

. Gefahren durch optische Strahlung,

. Gefahr von Bissen oder sonstigen Verletzungen insbesondere durch Tiere,

. Gefahren durch Einwirkung von Hitze, Kilte, Feuchtigkeit, Nisse oder Witterung,

. Gefahren bei Arbeiten auf Offentlichen Verkehrsflichen im Bereich des innerbetrieblichen
Fahrverkehrs.
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(3) Bei der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren sind folgende Einfliisse auf die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu beriicksichtigen:

1. korperliche Belastung,

2. Tragedauer pro Arbeitseinsatz,

3. Anzahl der Arbeitseinsétze pro Arbeitsschicht,

4. Lange von Pausen zwischen den Arbeitseinsétzen.

(4) Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber miissen bei der Benutzung von Schutzkleidung gewihrleisten,
dass entsprechend dem Ergebnis der Ermittlung und Beurteilung der Gefahren erforderlichenfalls die
Tragedauer und die Anzahl der Arbeitseinsdtze beschrankt werden. Zwischen den Arbeitseinsitzen sind
die fiir die Erholung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erforderlichen Pausen zu gewihren.

(5) Die Unterweisung (§ 7 Abs. 4) hat insbesondere auch zu umfassen:

1. allfdllig erforderliche Pflegehinweise fiir die Haut,
. richtiges An- und Ablegen der Schutzkleidung,
. zuldssige Tragedauer,
. allfallig erforderliche Regenerationszeiten und Mafnahmen zwischen den Trageperioden,
. allfallig erforderliche ordnungsgemife Reinigung und Desinfektion.
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3. Abschnitt
Ubergangsbestimmungen

§ 17. (1) Bestimmungen iiber personliche Schutzausriistungen in Verordnungen nach dem LAG
bleiben insoweit unberiihrt, als sie iiber die vorliegenden Bestimmungen hinausgehen.

(2) Vor Inkrafttreten dieser Verordnung durch Bescheid verfiigte Vorschreibungen und Auflagen
iiber personliche Schutzausriistungen werden durch diese Verordnung nicht beriihrt mit der Maflgabe,
dass die iiber die bescheidméfige Vorschreibung oder Auflage hinausgehenden, auf die personliche
Schutzausriistung bezogenen Pflichten nach dieser Verordnung zusétzlich wahrzunehmen sind.

Schlussbestimmungen
§ 18. (1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2024 in Kraft.
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Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung treten folgende Rechtsvorschriften samt Anhidngen

bzw. Anlagen insoweit auller Kraft, als sie seit 1. Janner 2020 als Bundesrecht weitergegolten haben:

1.

Kocher

Oberosterreich: Abschnitt 8 der Verordnung der O6. Landesregierung vom 1. Dezember 1975
tiber den Schutz des Lebens und der Gesundheit der Dienstnehmer einschlie8lich der
familieneigenen Arbeitskrifte in der Land- und Forstwirtschaft (O6. Land- und
forstwirtschaftliche Unfallverhiitungsverordnung), LGBI. Nr. 1/1976;

. Salzburg: § 26 der Verordnung der Salzburger Landesregierung vom 3. Juni 1977 iiber den

Schutz des Lebens und der Gesundheit der Dienstnehmer in der Land- und Forstwirtschaft
(Land- und forstwirtschaftliche Dienstnehmerschutzverordnung), LGBI. Nr. 53/1977;

. Steiermark: §1 Z2 der Land- wund forstwirtschaftlichen  Sicherheits- und

Gesundheitsschutzverordnung — LFSG-VO 2005, LGBI. Nr. 100/2005;

. Tirol: der 6. Abschnitt der Land- und forstwirtschaftlichen Sicherheits- und Gesundheitsschutz-

Verordnung — LFSG-VO, LGBI. Nr. 96/2001;

. Wien: Wiener Verordnung Personliche Schutzausriistung in der Land- und Forstwirtschaft — Wr.

PSA-V Land- und Forstwirtschaft, LGBI. Nr. 35/2014.

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=734173660,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2024-02-15T14:43:08+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT
	Inhaltsverzeichnis
	1. Abschnitt
	Allgemeine Bestimmungen

	2. Abschnitt
	Besondere Bestimmungen über persönliche Schutzausrüstung

	3. Abschnitt

		2024-02-15T14:43:08+0100
	serialNumber=734173660,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




